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Beklagte und Revisionsbeklapte„

die mündliche Verhandlung vom 23„ Mai 1907 hin

durch "" '
1 '

Senatspräsident
‘

Dr„ H a u e i s e n

‚ 1 - Vorsitzender —‚
Bundesrichterin Dr‚ S c h w a r 4 und

Bundesrichter 5 Dr, B u s s ;
Bundessozialriohter Dr: Fritzemeyer und

Bundessozialrichter V i e h w e g e r

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das vrteil des

Bayerischen Landessozialgerichts vom 5; Februar

1963 abgeänderto Der Bescheid der Beklagten vom

500 Oktober 1959 wird aufgehoben9 soweit die Be»
klagte die vom Kläger im Januar 1957 entrichteten
Beiträge beanstandet hat, Im übrigen wird die

Revision zurückgewiesen;

@I‘ Kosten sind dem Kläger auch für das Revisions—

verfahren nicht zu erstattenj
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Der Kläger (geboren 8‚ Oktober 1917) war vom 17 A‘ril 193;
bis zum 516 März 1941 und vom 250 Februar 1952 bis zu

517 Dezember 1955 in der A13este lltenversi herung (An?)

pfliohtversichert; anschließend w3r er wesen der Höhe sei-

nes Eintommens versie ierunv:frei Im Januar 1957 entrich-

tete er zur AnV sechs freiwillige'ßeiträge für das Jahr 195p

und einen freiwilligen Beitrag für Februar 1957? später

zwölf weitere freiwillige Beiträge für die Monate Kärz 1957

bis Februar 1958„ Auf Anfre ge des Klägers verneint e die

Beklagte im üärz 1959 die Berechtigung des Klägers zur Tel“

terversiel;rung‚.weil der Kläger die Voraussetzungen dee

@ 10 des Ange stelltenversie herung ;sgesetz es (Alu) und auch
des Art‚ 2 9 5 Abs„ 1 Satz 1 des Annoestelltenversieherungs—

Neuzegelungsgesetzes (AnVNG) nicht erfille; die in den sihn

ren W5 und 1958 von dem Kläger fur 1956 und die folqs„oep

Jahre entriehteten Beiträge beenstanäete sie‚ weil die Bei»

tregsr. ark en zu Unrecht verwendet w rden seien, An 507 Okto—

ber 1959 erteilte sie dem Mli ger hierüber einen reehte:1ttel»

fähigen Bescheid; Der Kleger begehrte die Aufhebung dieeee

Beseheides„ Widerspruch‚ Klage und Berufung hatten keinen

Eii‘o ge Das Bayerische Landessozia mlg;erieht —LSG—(Urteil

vom 5„ Februar 1963) hielt Art„ 2 @ 5 Abs; 1 Satz 1 Anfleo

s weit er die Weiterversieherung ausschließt9 wenn von dem

Recht der Weiterversicherung nach 5 21 AVG 3F nicht durch

Entriehtung eines Beitrags bis zum In? r3fttreten des Ln1„b

(1„ Januar 1957) Gebrauch gemacht werden ist? nicht für ver—
fa -ssung-swiärig; es folgte dabei im wesentlichen den Zr &—

gun:en des Bundesverfassungsgeriehts (BVerfG) in den Be—

sohlüssen vom 110 Oktober 1962 = I BVL 14/58 und I BVL
22/59

—9 in denen das BVerfG Art- 2 @ 5 Satz 1 HINPG vr:

Art. 2 @ 4 Absa 1 Satz 1 des Arbeiterrentenver310neru153«

.

:)”
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_5_

Neuregelungsgesetzes (ArVNG)7 soweit diese Vorschriften'
die Fortführung der nach dem 310 Dezember 1955 in der

Angestelltenversicherung bzw° Arbeiterrentenversicherung

begonnenen Selbstversicherung ausschließen? als mit dem

Grundgesetz (GG) vereinbar angesehen hat; es hielt fer—

ner fur erheblich9 daß « soweit die Weiterversicherung

ab 1„ Januar 1957 ausgeschlossen sei — bereits bestehende

"Ansprüche" auf Grund der früheren Pflichtversicherung

selbst bei Nichterfüllung der Wartezeit unberührt blie—

ben (insbesondere die Gewährung von Maßnahmen nach den

@@15, 16 AVG nF, die Gewährung von Rente im Falle des

@ 29 AVG nl?)9 daß durch spätere Pflichtbeiträge die Warte-

zeit noch erfüllt bzw° — wenn wie im Falle des Klägers

die Wartezeit bereits erfüllt sei - noch ein Anspruch auf

höhere Leistungen bei Eintritt des Versicherungsfalles

erworben werden könne und daß gegebenenfalls na h veite—

rer Entrichtung von Pflichtbeiträgen später unter den

Voraussetzungen des © 10 AVG erneut die Möglichkeit zur
(freiwilligen) Weiterversicherung bestehe? Das LSG ließ

die Revision zu°

Der Kläger legte frist— und formgerecht Revision eine

Er beantragte, für Recht zu erkennen:

1„ Auf die Revision wird das Urteil des Bayerischen LSG

vom 5„ Februar 1963 aufgehoben?

20 Es wird festgestellt9 daß der Kläger zu der im

‘Januar 1957 begonnenen freiwilligen Weiterversiohe—

rung in der Rentenversioberung der Angestellten und

damit zur Entrichtung der Beiträge für die Zeit ab

28„ Februar 1956 berechtigt ist;

30 'Die Beklagte hat die Kosten sämtlicher Rechtszüge zu
tragen°

Ferner beantragte er hilfsweise die Vorlage an das BVerfG„

_4'_
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Zur Begründung trug er vor:“ Nach 5 21 AVG aF sei er zur

Weiterversichcrung berechtigt gewesen; er habe im Januar

1957 noch freiwillige Beiträge für das Jahr 1956 nachent

richten dürfen und auch nachentrichtet: Badurch‚ 1a£ |_
].

Arto 2 5 5 Abs. 1 Satz 1 AnVNG die Berechtigung zur Weiter—

versicherung von der Entrichtung eines freiwilligen Beitrags

vor dem Inkrafttreten des AnVNG abhängig gemacht und das am

21. Januar 1957 im Bundestag beschlossene und am 23; ii‘

1957 verkündete AnVNG rückwirkend ab 19 Januar 1957 in Kraft
gesetzt werden sei, sei er in seinem Vertrauen auf den Port—

bestand des im Zeitpunkt der Beitragsentrichtung noch maß—

gebenden Rechts enttäuscht werden, Das verstoße gegen das

Rechts— und Sozialstaatsprinzip des GG und auch gegen den

Gleichheitsgrundsatz des Artn 5 GG. Der Zweck der Wenzeqe_

lung der Weiterversicherung habe auch ohne die Hückwirkung

erreicht werden können° _Die Erwägungen des BVerfG in den

Beschlhssen vom 11„ Oktober 1962 träfen für die rückwirkende

Beseitigung des Rechts zur Weiterversicherung nicht zu‚

Die Beklagte beantrarte,

die Revision zurückzuweisen;

Die Revision ist zulässig (5% 162 Abs; 1 Nrp 19 164 des
Sozialgerichtsgesetzes —SGG—). Sie ist jenöoch nur teil—

weise begründetg Der Kläger ist weder nach @ 10 AVG (idF

vor dem Inkrafttreten des Rentenvers icherungs—Änderur gege—
setzes —RVÄndG- vom 9; Juni 1965) noch nach Art, 2_3 5 Aus

1 Satz 1 AnVNG zur Weiterversich rung berechtigt. Der Senat

hält diese Vorschriften; soweit sie das Recht zur Weiterver—

sicherung rückwirkend ab 13 Januar 1957 aussschließen auch

nicht für verfassungswidrigc Die Beklagte ist jedoch nicht

berechtigt gewesen‚ die Beitrag „ die der Kläger im Januar
1 ] . ' '
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1957 entrichtet hat‚ zu beanstandeno Nach @ 10 AVG idF

des am 10 Januar 1957 in Kraft getretenen AnVNG kann die
Versicherung freiwillig fortsetzen (Weiterversicherung)Ü

wer nicht versioherungspflichtig ist und innerhalb von

10 Jahren während mindestens 60 Kalendermonaten Pflicht—

beiträge entrichtet hat„ Der Kläger hat zwar für minde-

stens 60 Kalendermonate (insgesamt für 85 Kalendermonate)

Pflichtbeiträge zur AnV entrichtet9 jedoch sind nicht
mindestens 60 Pflichtbeiträge innerhalb von 10 Jahren

entrichtetc Die Voraussetzungen des 5 10 AVG in der bei

Erlaß des Bescheids vom 50° Oktober 1959 maßgebenden Fas—

sung liegen bei dem Kläger nicht vor„ Zwar ist @ 10 AVG

durch Art‚ 1 5 2 Nr„ 9 des RVÄndG vom 9„ Juni 1965 inso—

weit geändert worden7 als bei der Ermittlung des Zehnjahres—

zeitraums Ersatzzeiten‚ Ausfallzeiten nach 5 56 AbsÜ 1 Nr; 1

bis 4 AVG und Rentenbezugszeiten, soweit nicht für diese

Zeit Beiträge entrichtet sind7 unberücksichtigt bleiben„

Die Neufassung ist jedoch erst am 1° Juli 1965 in Kraft

getreten (@ 10 Abs° 1 Buchst„ e RVÄndG)„ Sie ist daher
‚für die Rechtmäßigkeit des Bescheids vom 500 Oktober 1959;
soweit er die Berechtigung zur Weiterversicherung be—

trifft‚ ohne Bedeutung; der Senat hat nicht zu prüfen,

ob der Kläger auf Grund dieser Änderung ab 1‚ Juli 1965

zur Weiterversicherung berechtigt ist°

Auch nach der Regelung des Artc 2 @ 5 Abso 1 Satz 1 AnVHG

kann sich der Kläger nicht mehr weiterversichern„ Nach

dieser Vorschrift
— soweit sie nicht die Selbstversiche—

rung regelt — Kann die Versicherung (freiwillig) fortset—

zen, wer durch Entrichtung eines Beitrags bis zum Inkraft—

treten des AnVNG (10 Januar 1957) "von dem Recht zur Vei—

terversicherung (@ 21 AVG aF) Gebrauch gemacht hat"„ Nach

der Rechtsauffassung des 1? Senats des Bundessozialge—

richte —BSG- (Urteil vom 300 August 1966? SozR Nr„ 5 zu

Art? 2 5 4 Abs° 1 ArVNG : Art„ 2 5 5 Abs„ 1 AnVNG) bedeu—

ten die Worte "Gebrauch gemacht hat", daß das Recht zur

..6-
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Fortsetzung der Versicherung‚ wenn es nach den früheren

Vorschriften bestanden hat, vor dern Inkraf ”tr ten des AnVLG

durch Entrichtung wenigstens eines freiwilligen Beitrags

genutzt werden sein muß„ daß also eine Bei„r scntr ehtung

nach dem Inkrafttreten des AnVNG für Zei;en vor dem 11 Ja—

nuar 1957 für die Erhaltung des Rechts zur Weiterversicae—

rung nicht gen ugt; der erkennende Senat ist. wie er oere1ts

in seinem Urteil vom 19: Januar 1966 — 11 RA 58/65
_ zu dem

Begriff der "Entri011tung" eines Beitrags vor dem 1» Jrrue“

1956 (für die Erh Ml tung des Rechts zur Selbe tvers icheru

nach der gleiche en Vorschrift) zum ■usdruck gebracht hat,

der &lmlC■@ Ansieht° Der Klarer hat unstreitig nsel seinem

Ausscheiden aus der Pflichtversichcrung am 31„ Deze ber 1955

bis zum Inkrafttreten des AnVNG am 13 Januar 1957 keinen

freiw111igen Beitrag zur AnV entrichtet; er ist @ shalb

h Art0 2 9 5 Abs? 1 Satz 1 AnVNG zur Weiterversicherung

(

Der Ausschluß des Klägers von der Weiterversioher ng ab

0
1

u

‚_ Januar 1957 verstößt nach der Überzeugung ers Senats

eauch nicht gegen einen Grundsatz des Verfassungsr—

Seweit Art? 2 5 5 Abse 1 Satz 1 AnVNG die Fortführung der

nach dem 51„ Dezamber 1975 in der AnV begonnenen Selbec«

versicherung au8schließt9 hat das BVerfG in seiner

dung vom 11@ Dezember 1962 — 1 BVL 14/58 (BVerfG 141

= SOZR Nr° 9 zu Art? 14 GG) — unter Bezugnahme auf nie 3nt«

Arte 2 5 4 Abs? 1 Satz 1 Arv:e (BVerfG 14,
ff) die Vereinbarkeit mit dem GG bejaht„ Soweit Art» z

ccheiclung zu

(T
)

28

5 5 Abs“ 1 Satz 1 AnVNG ausschließ'‚ daß ein Vers ichc"* r

das ihm bis zum 510 Dezember 1956 zustehende7 aber nicht

qenutzte Recht der Weiterversicherung auch durch die bie

da hin zulé ssige Eachcntriehtung freiwillig er Beitrag e
/
\ 3 190 !VG aF iVm & 1442 der Reichsvers icherungsordnung

u

—‚ ? “vw \ ;—€10— ar} nicht mehr ausüben kann9 hat der 1„ Senat des
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BSG in dem Urteil vom 300 August 1966 (SozR Nr° 5 zu

Arto 2 © 4 ArVNG = Art° 2 @ 5 AnVNG) die Vereinbarkeit

mit dem GG bejahtc Dieses Urteil hat allerdings einen

Fall betroffen, in dem erstmals im Dezember 1958 frei—

willige Beiträge zur AnV für Zeiten vor dem 1„ Januar

1957 nachentriehtet und deshalb von der Beklagten bean—

standet werden sind; der 1‚ Senat hat die Frage offen—

gelassen, ob der Ausschluß von der Weiterversicherung

auch in den Fällen mit dem GG vereinbar ist, in denen

- wie hier — freiwillige Beiträge für Zeiten vor dem

10 Januar 1957 noch vor der Verkündung des AnVNG$ aber

nach dessen Inkrafttreten‚ dch‚ in der Zeit zwischen

dem 70 Januar und dem 23‚ Februar 1957, entrichtet wor-

den sind° Auch dies ist zu bejahen„

(+Eine Verletzung des im GG gewährleisteten Eiger ums
(Art° 14 GG) liegt nicht vor, weil das rückw'riend besei—

tigte Recht zur Weiterversieherung nicht als "Eigentum"

anzusehen ist„ Der Senat folgt insoweit der Auffassung

des BVerfG in den Beschlüssen vom 11„ Oktober 1962 und

des 1„ Senats des BSG in dem schon zitierten Urteil vom

300 August 19663 Als "Eigentum" ist eine öffentlich—

rechtliche Position9 mag sie auch von erheblicher wirt-

schaftlicher Bedeutung sein‚ nur dann anzusehen9 wenn sie

"Äquivalent und Ausdruck eigener Leistung" ist, Der

Schwerpunkt der Beeinträ htigung liegt auch in Fällen der

vorliegenden Art? ähnlich wie bei der rückwirken*en Besei-
tigung des Rechts zur Selbstversicherung durch Arte 2 5 5

Abs„ 1 Satz 1 AnVNG9 in der Ersehwerung der "Erwerbsbereeh—

tigung"9 nämlich in der Verringerung9 u„U‚ sogar der Besei—

tigung der Chance7 durch Entriehtung weiterer Beiträge die

Voraussetzungen für künftige Rentenansprüehe oder jeden—

falls für höhere Rentenansprüche zu schaffen, Diese Br—

werbsberechtigung beruht auch insoweit? als sie von Vor-

leistungen des Versicherten abhängt — nach altem Recht war
!für das Recht zur Ueiterversieherung erforderlieh‚ daß

;8„
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!

mindestens für sechs Monate Pflichtbeiträge entrichtei

waren —‚ nich t auf eigener Leistung des Versicherten,

dern auf staatlicher Gewährung° "Äquivalent" der bis

31„ Dezember 1956 wirksam geleistet en P1Flichtbeiträce

damit nicht das Recht zur Weiterversicherung gewesen.
dern das Versicherungsverhältnis insgesamt‚ das -urch

cNeuregelung nur in seinem Inhalt verändert„ so (D *“
J

‚1 H

seinem Kern angegri fen oder entwertet wird?
‘ !

Auch der Gleichheitsgrundsatz (Art„ 3 Abs„ 1 GG) ist nicht

verletzt„ Zwar werden nach Art: 2 5 5 Abs, 1 Satz ?

frühere Pflichtversicherte, die bei sonst gleichen Vernu3*

setzungen bis 510 Dezember 1956 auch nur einen f 1
Beitrag entrichtet haben? anders behandelt als frühere

Pflichtversicherte9 die — wie der Kläger — einen Bait
(oder mehrere Beiträge) erst zu Anfang des Jahres 1957

nechentrichtet haben: Es verstöät aber nicht

Gleichheitsgrundsatz, wenn Per sonen9 die eine ihnen ge bo—

tene Rechtsposition bereits "rc alisiert", eine rechtliche

Chance bereits genutzt haben, von einem gesetzlich bestimm—
r1ten otichtag an andere behandelt werden als Personen.

che die ihnen gleichermaßen gebotene Chance bis dahin

verwirklicht haben (vg
„ BSG 330 mit veiteren „in"ei‚e‘

Der Senat hat unter dem Gesichtspunkt des Arte 5 Abs

el—

aueh keine Bedenken dagegen‚ daß hier für die "Differen—

J.

‘u‘l.°'

haup das Recht zur Weiterversicherung begrenz haben„
ca gewählt werden ist; wenn die Heuregelungseesetzc überr

‚i.
L;

zierung" ein bereits in der Vergangenheit liegender Stich—

c-rk"\1

hat sich aus den gleichen beitregstechnischen „rwqfu ron
[auf die des BVerfG in den Beschlüssen vom 113 Oktooer (_

) \
\

l\)

hinsichtlich des Stichtags (1‚ Januar 1956) für den Aus«

schluß des Rechts zur Selbe tversi cherung hingewiesen h:7
L

der mit dem Zeitpunkt des Inkre ft tretens der Rentcnver—

siehe rungs—Neuregelu.ngsgesetze zus°mmentallenie Jehrer—

beginn (1„J Januar ?Q87) als Sachgerecht engeboten„
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Entscheidend bleibt auch für FLWlle der vorliegende n Art

die Frage‚ ob die rückwirkende Beseitigung des Rechts

zur Weitervcrsicherung mit dem Rechts— und Sozialstaats—

prinzip des GG vereinbar ist; Auch dies ist zu eejah

Zu den wesentlichen Elementen des Rechtsstaatsprinzips

gehört die Rechtssicherheit; Rechts sicherheit bed utet

für den Bürger in erster Linie Vertrauenssehutz (vgl„

z‚B„ BVerfG 13‚ 2619 271; 139 215‚ 224; 14‚ 297‚ 298),

“Der Bürger muß grundsätzlich darauf vertr au.en kör nen7

daß sein dem geltenden Recht entsprechendes Handeln von

der Rechtsordnung mit allen ursprünglich damit verbunde—

nen Folgen anerkannt bleibt" (BVerfG 13, 261‚ 271)‚ Im

vorliegenden Fall ist der Kläger ebenso wie die glecicher—

maßen etroffenen in seinem Vertrauen darauf e11t l'iuscht

werden, daß ihm das Recht zur Weiterversicherunga r&;er

1‘1e.ch altem Recht gehabt und genutzt hat9 nicht entzoge ';‚
3‘

werde„ Der verfassungs‘echtliche Vertrauensschutz geht

er — insbesondere wenn die beeinträchtigte Rechtsposi—

tion auf staatlicher Ge„ährung beruht — nicht so weit?

nen Staa;s burger vor jeder Schmälerung seiner Rechte zu

bewahren; “Der Staatsbürger kann sich auf den Vertrauens—

cl utz als Ausprägung des Re entsetaateor‘n21ns nicht be—

rufen? wenn sein Vertrauen auf den Port oeste end einer be—

timmten gesetzlichen Regelung eine Rücks ehtnahme durch

den s_etzg.eber billigervcise nicht beanspruchen kann°

Hie rfür ist einerseits das Ausmaß des Vertrauensschutzes‚

andererseits die Bedeutung des gesetzgeberischen 1nli% ens

für das Wohl der A lgemeinheit maßg eblich; Sie sind gegen—

einander abzuwägen" (BVerfG 149 288‚ 300), Dies gilt in
be5© ndercm Maße für das Sozialrecht‚ das ständig im Fluß

isst und der Dynamik der gesellschaftlichen Entwicklung

unterliegt (vgl; hierzu Werner Weber in "Rechtsschutz im

*ozialrecht"a Beiträge zum ersten Jahrzehnt der Recht—

sprechung des BSG‚ 1965‚ 2799 286/287)„

—10—
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Das Interesse der Allgemeinheit - insbesondere der Ver—

sichertengemeinschaft — an der Neuregelung der Weiterver—
sicherung ist darin gesehen werden? die Weiterversieherun;

auf solche Arbeitnehmer zu besch‘änken9 die innerhalb von

70 Jahren eine Pflichtbeitragszeit Von 60 Hensten.zuruckm
gelegt haben9 weil ein Versicherter erst nach einer Bei—

tragszeit9 die der Erfüllung der Wartezeit entspricht, als

echtes Mitglied der Versichertengemeinschaft gelten konnte‚

Die Begrenzung auf ”echte“ Mitglieder der Versicher:engc_

.meinschaft wiederum ist dem Gesetzgeber geboten erschien (T
_x

_. ‚A

weil durch die Neuregelungsgesetze das gesamte Lcisiunss—

recht grundlegend verbessert worden ist (zu vergl‚ im ein—

zelnen die Hinweise in dem Urteil des BSG vom 30„ August

1966)‚ diese Verbesserungen aber im wesentlichen aus den

entgeltabhängigen Beiträgen der Pflichtversich»rten Einer—

ziert werden müssen‚ Die freiwillig Versicherten cageger

wählen die Beitragsklasse nach ihrem Belieben; sie können

u°U‚ durch verhältnismäßig wenig höhere Beiträge die 3ewer—'

tung der Ersatz-, Ausfall— und Zuréchnungszeiten erhöhen‚
während Pflichtversicherte von dieser freien Gestaltung

ausgeschlossen sind (vg
;

Koch/Hartmann/v‚Altrock/Fürst9

Das Angestelltenversicherungsgesetz9 2„/37 @.qu9 Bd— III.

zu % 10 AVG V 127)„ Bei der Beratung des Regierunqsent—

wurfs im Ausschuß für Sozialpolitik des Bundestags ist aber

auch Wert darauf gelegt werden, daß Versicherte? die 216

weniger strencen Voraussetzungen des alten Rechts erfüllt

haben, nicht aber die strengeren Voraussetzungen des neuen
Rechts erfüllen? ihr Interesse an einer weiteren Versiche—

rung schon vor dem Inkrafttreten der Neuregelungsgesetze _

mindestens durch Entrichtung eines freiwilligen Beitrags —
bewiesen haben (vgl° Schriftlicher Bericht des Ausschusses

für Sozialpolitik? Deutscher Bundestag, 2„ Wahlperiode l975;

zu Drucks‚ 30809 22)„ Soweit dabei als Stichtag nicht d-“

Zeitpunkt der Verkündung der Neuregelungsgesetze 0

noch späterer Zeitpunkt? sondern das Inkrafttreten der Ge—
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setze, also eine um etwa siebeneinhalb Wochen zurücklie—-

gende Zeit gewählt worden ist? ist — ebenso wie bei der

rückwirkenden Beseitigung der Selbstversicherung — wohl

auch hier das Bestreben maßgebend gewesen, einen Zustrom

von Weiterversicherten "kurz vor Toresschluß" auszu—

schließen° DiesesBestreben muß ebenso als auf “verstän—

digen Erwägungen" beruhend angesehen werden, wie dies

vom BVerfG hinsichtlich des Ausschlusses der Selbstver—

sicherten bejaht worden ist (BVerfG 149 288, 301/303)„

Der Senat verkennt dabei nicht die Unterschiede der rück—

wirkenden Neuregelung für die Selbstversicherten und für

die Weiterversicherten hinsichtlich des Ausmaßes des

”Vertrauensschadens" der Betroffenen„ Selletversicherte;

die die Versicherung erst nach dem 51„ Dezember 1955 be—

gonnen haben? sind durch die Neuregelung in zeitlicher

Hinsicht im Höchstfalle mit Rückwirkung von knapp 14 Mo—

naten‚ meist für eine erheblich kürzere Zeitspanne; be—

troffen worden; im Hinblick darauf‚ daß sie die Selbst—

versicherung nur bis zum vollendeten vierzigsten Lebens—

jahr haben aufnehmen dürfen? ist der "Vertrauensschaden"7

der ihnen möglicherweise dadurch entstanden ist; daß sie

andere ihnen zur Zeit des Eintritts in die Sozialversiche—

rung offenstehende Möglichkeiten der Selbstvorsorge (ins—

besondere den Abschluß einer Privatversicherung} nicht

mehr oder nur unter finanziell unzumutbaren erhöhten

Opfern haben nutzen können9 nur als unbeträchtlich ange—
sehen? das Bedürfnis nach Vertrauensschutz

nur gering be-

wertet worden° Bei den nach früherem Recht zur Üeiter—

versicherung Berechtigten9 die durch das neue Recht von
der Weiterversicherung ausgeschlossen worden sind? kann

der “Vertrauensschaden” im einzelnen Fall erheblich sein}

nämlich dann? wenn sie durch Pflichtbeiträge innerhalb

der Zehnjahresfrist des @ 10 AVG bei Inkrafttreten der

Neuregelungsgesetze die Wartezeit (60 Monate) in erheb—
lichem Umfangs} aber noch nicht voll erfdllt und wegen
ihres die Versicherungspflichtgrenze übersteigenden Ein—

_12_
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kommens nun nicht mehr die Möglichkeit haben9 die Wartezeit

durch freiwillige Beiträge noch zu erfüllen oder; falls die

Wartezeit erfüllt istz ihren künftigen Rentenanspruch durch

die Entrichtung weiterer Beiträge der Höhe nach zu verbes—

sern° Die Gefahr einer solchen Beeinträchtigung verringert

sich jedoch dadurch9 daß „ wie noch auszuführen ist « die in

der Zeit vom 1„ Januar bis zum 23; Februar 1957 nach altem

Recht wirksam entrichteten freiwilligen Beiträge wirksam

bleiben und damit auch ihre Wirksamkeit für die ”brwerbsbe—

r chtigung" behalten„ Es darf ferner nicht übersehen wer—

den7 daß auch bei den von der Weiterversicherung Ausge—

schlossenen einerseits selbst bei Nichterfüllung der Warte—

zeit weiterhin die Möglichkeit zur Gewährung von Maßnahmen

zur Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung der Erwerbsm

fähigkeit (59 139 14‚ 16 AVG) erhalten bleibt und daß ihnen
unter den Voraussetzungen des © 29 AVG sogar ein Ansiruch

auf Rente zustehto Die gesetzliche Neuregelung kann weiter

auch die Folge haben‚ daß erst mit ihrem Inkrafttreten die

Wartezeit erfüllt und damit bei Eintritt der Berufe! der

Erwerbsunfähigkeit ein bisher nicht bestehender Rentenan«

spruch begründet ist„ So ist es zoB„ auch im vorliegenden

Fall: Der Kläger hat am 1„ Janua 1957 nach altem Recht

die Wartezeit nicht erfüllt gehabt9 weil die Anwartschaf'

aus den in den Jahren 1938 bis 1941 entrichteten Beiträgen

nicht aufrechterhalten gewesen ist; vom Inkrafttreten nes

AnVNG an sind jedoch auch die Jahre 1938 bis 1941 auf die

Wartezeit anzurechnen, so daß die Wartezeit zusarmen nit

den 1952 bis 1955 entrichteten Beiträgen erfüllt ist (© 26

AVG idF vor dem Inkrafttreten des RVÄndG), Der Eeeintr■oh»

:

tigung der Rechtsposition der nach früherem Recht zur Hei—

terversicherung Berechtigten durch Art- 2 5 5 Abs. 1 Satz

AnVNG sind auch die Verbesserungen durch die Neuregelunvs—

gesetze gegenüberzustellen° Zu ilnen gehört auch der der

von der Neuregelung betroffenen Versicherten eingerüurte

5Anspruch auf Erstattung der Hälfte der nach dem 20‚ Juni*

‚._| ..,v
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1948 entrichteten Beiträge und der vollen Höherversiche-
rungsbeiträge unter den Voraussetzungen des 5 82 AVG„

‚Auch wenn die rechtlichen und tatsächlichen Verhältnisse

bei den Betroffenen im einzelnen Falle verschieden_lie—

gen und das Ausmaß der Beeinträch igung ihres "Vertrau—

ensschadens“ nicht gleich ist:) muß bei der im Recht der

Rentenversicherung gebotenen generellen Betrachtungs—

weise auch in Fällen der hier vorliegenden Art das

Schutzinteresse des einzelnen am Fortbestand ■er frühe—

ren W°leTVPTwlCh°ruU”8be“00htl gung gegeniber der neuen

und umfassenden Gesamtregelung des AnVNG zurücktreten.

Das Reechtsstaatsprinz ip ist durch die Neuregelung nach

z-si ml des Senats auch in diesen Fällen nicht verletzt„

Eine Verletzung des Sozialstaatsprinzips verneir. t der

Senat aus den gleichen nrwarunr'e„9 wie sie in demUrteil

des BSG vom 30 August 7966 dargetan sind„ Geer de die

Versicherten9 die aus der Pilichtvers iche rung wegen der

Höhe ihres Einkommens ausgeschieden sind? gehören in

aller Regel nicht zu dem “sozi al schwachen Personen-

kréis"‚ desws n Existenzsicherung dem Gesetzgeber unter

dem Verfassungsgrundsatz der Soz1alstaatlicq&e t ob—

liegt„ "Wo Möyli<ghkeit und Fähi gkeit zu eis<

vater Vorsorge bestehen, ist weder eine Verpf

zur Einbeziehung in die Sozialversicherung no n eine

solche zur Aufrechterhaltung bisher nicht genutzter

Versicherunvsmo” ichkeiten anzuerkennen" (Ur te il des

BSG vom 30„ Aug;ust 1966) Da sich die Regelung der
Weiterversicherung in Fällen der vorliegenden Art im

Rahmen der Verfassung hält und die als deren Bestand—

teil in Art„ 2 Ab°o 1 GG garantierte Freiheit in zuläs—

siger Weise begrenzt, ist schließlich auch der Grundsatz

der allgemeinen Handlungsfreiheit nicht verletzt

(BSG aaO)°
— " ”
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Die Beklagte hat daher in dem Bescheid
vom 30„ Oktober 7959

(+die Berechtigung des Klägers zur Weiterversicherung zu Beck

verneint° Die Revision des Klägers ist insoweit unbegründet

und zurückzuweiseno

Die Verfassungsmäßigkeit der Weiterversicherungsregelurg in

Art„ 2 @ 5 Abso ? AnVNG und der auf dieser Regelung beruhende

Ausschluß des Klägers von der Weiterversicherung nahen aber

nicht zur Folgea daß die vom Kläger im Januar 1957 entrich—

teten Beiträge als unwirksam von der Beklagten beanstnndet

verden durften, Dabei kann dahingestellt bleiben‚ ob die

Beiträge - durch den Erwerb und das Einkleben der Eei*-

marken in die Versicherungskarte „ vor dem Tac an dem das09

AnVNG vom Bundestag beschlossen werden ist (also vor dem

213 Januar 1957)‚ entrichtet werden sind oder erst in eer

eit zwischen der Beschlußfassung des Bundestags und der

<
:

N

erkändung des Neuregelungsgfsetzes sonach zwischen Ab$
21„ Januar und nem 23„ Februar 1957); im vorliegender Fall,

in dem nach der Feststellung des LSG die Beiträge ”im Januar

1957" entrichtet werden sind, ist beides möglich; der Llägcr

hat zwar mit der Revision geltend gemacht„ er gabe die ,;
tragsmarken bereits vor dem 21„ Januar 1957 erworoe3 und ver—

wertet, Tatsachen und Beweismittel7 die das LSG zu einer war
hingehenden Feststellung hätten veranlassen müssen‚ hat er

je och nicht vorgetragen; Hierauf kann es aber auch nicnt

ankommen„ Dadurch9 daß das AnVNG rückwirkend am 1 Januar

1957 in Kraft getreten ist und daß in der Übergangsregclung

_des Art„ 2 5 5 Abs; 1 Satz ? AnVNG das Recht zur Weitervern

sicherung an die Entrichtung mindestens eines Beitrags vor

dem Inkrafttreten des AnVNG geknüpft worden ist? ist in eine

Rechtsposition eirgegriffen werden, die dem Kläger und ande—

ren in gleicher Weise Betroffenen ohne diese Rückvirkung nach

'bisherigem Recht zugestanden hat° Der Eingriff-hat darin

bestanden9 daß diesem Personenkreis das Recht zur freiwilli—

gen Fortsetzung der Versicherung rückwirkend vom i„ Januar

1957 an entzogen werden ist° Die Wirksamkeit der entrichte—

_i.‘f-‚—
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ten Beiträge ist von diesem Eingriff jedoch nicht berührt

worden, Die Beiträge, die nach dem 510 Dezember 1956 für

Zeiten bis Februar 1957 entrichtet werden sind, bleiben

wirksam, sofern im Zeitpunkt der Beitragsentrichtung die

Versicherten überhaupt noch zu dem Personenkreis gehört

haben, der freiwillig Beiträge hat entrichten dürfen.

Der Kläger ist, ebenso wie andere Versicherte, im Januar

1957 bis zur Verkündung des AnVNG zur Weiterversicherung

berechtigt gewesen, er hat damals nach altem Recht (@ 190

AVG aF iVm @ 1442 Abs° 1 RVO aF) freiwillige Beiträge für
1956 nachentrichten dürfen; der für Februar 1957 im vor—

aus entrichtete Beitrag war nach dem bei Beginn des Fe—

bruar geltenden Recht ebenfalls wirksam, Durch Art, 2

5 5 Absc 1 Satz 1 AnVNG ist die vom alten Recht den nach—

entrichteten Beiträgen beigelegte Wirkung nicht berührt

worden, die Beitragsnachentrichtung iSt vielmehr nur bei

der Regelung einer neu aufgetauchten Frage (hier der Neu—

regelung des Rechts zur Weiterversicherung) nicht in den

Tatbestand der Gesetzesvorschrift mit aufgenommen werden

(BVerfG 14, 288, 297), das Recht zur Weiterversicherungy

ist an einen die Beitragsnachentrichtung außer acht las—

senden, bereits in der Vergangenheit liegenden Zeitpunkt

"rückangeknüpft" worden, Zwar sind grundsätzlich frei—

willige Weiterversicherungsbeiträge, die erst unter der

Herrschaft des neuen Rechts für Zeiten vor dem 1. Januar

1957 nachentrichtet worden sind, nicht wirksam, weil das

Recht zur Weiterversicherung nach 5 10 AVG, Art, 5 Abs„1

Satz 1 AnVNG im Zeitpunkt der Beitragsnachentrichtung

nicht mehr bestanden hat; der 1„ Senat hat daher zutref—

fend in dem von ihm am 30, August 1966 entschiedenen

Falle, in dem Beiträge für 1956 erst im Jahre 1958, also

lange nach der Verkündung der Neuregelungsgesetze, nach—

entrichtet worden sind, diese Beiträge als unwirksam an—

gesehen und die Beanstandung dieser Beiträge durch die

Beklagte für rechtmäßig gehalten: Das gleiche muß je—

doch nicht auch dann gelten, wenn — wie in Fällen der

—16-
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|

hier vorliegenden Art — der Zeitpunkt der Nache ntr ch—

._tung vor der Verkündung der Neuregelungegesetze. m031' r.
_l

O D
“

"3 '

weise sogar vor der Beschlußfessung des Bundes;an

Diese Beiträge sind nach dem im Zeitpunkt ihrer Eutr;0h‘

tung geltenden Recht wirksam gewesen. Würden diese rei—

träge als "zu Unrecht entrichtet" beanstendet, so würde

damit zwar — entgegen der Meinung des Klägers — nicht in

eine für die Berechtigung zur künftigen Weitervereicherunv

erhebliche Rechtsposition eing egrifi‘en9 wohl aber würde die

\'/i1ksamkeit dieser Beitrü ge rückrirkend für des Versiche—

rungsverhültnis im ganzen beseitigt Das wäre eine soge—

nannte "echte Rückwirkung" im Sinne der Rechtsprech1ng des

BVerfG BVerfG 11, 139, 145/146; 14‚ 2889 296/297; vgl hier»

zu aber Bachof, Verfassungsrecht, Verwaltungs r echt7 Verf hu

rensrecht in der hechtspre chung des BundesverwaltungsgeriCn"a

Band II. 1967 urter Nr. 25; 24), weil insoweit in abgewicxel—

te, der Vergangenheit angehörende Tatbestä n ie OlP”G”NlEfEL

wird° Wenn das Gesetz sich eine solche “Rückwirkung” bei—

legen_würde‚ so würden in der Tat verfassungsrechtliche

Bedenken bestehen; das Vertrauen des Versicherten? daß die

nach altem Recht wirksam} entrichteten Bei„rure ihre ‚ir1 """":u—

keit für das bereits ‘estehende Versicherungsverhältnis une

für einen künftigen Versicherungsanspruch behalten. wurde

zerstört werdenc Art. 2 @ 5 Abs. 1 Satz ? AnVNG zwingt je_

doch zu dieser uusle gung in den hier in Betracht kommenden

Fällen nicht. “Ihrem Wortlaut n.ch enthält die Vers c?1rii

hins ichizlich der nach dem 31. Dezember 1956 bis zur Ver—

kündung des AnVNG entrichteten Beiträge eine (“ittelbdr

.Regelung nur insoweit? als sie die Berücksichtigung dieser

Beitrdee für die Berechtigung zu einer künftigen Weiterver—

sicherung eusschließt.‚ Ihrem Sinn und Zweck nach ist sie

eine Übergangsr gelung‚ die Versicherten9 die nach altem

Recht zur Weiterversicherung berechtigt gewesen sind. cie s

Berechtigung nach den strongdtho schrifttnl des neuen Rechts

aber nicht mehr haben? die Weiterversicherung ab 1‚ Januar
‚1957 unter weniger strengen Voraussetzungen als nach 5 70 AVG

!

_']7_
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ermöglicht. Die Vorschrift legt also dem Zeitpunkt der

Beitragsentrichtung nur für einen Teilbereich des Ver—

sicherungsverhältnisses und nur für die Zukunft Bedeu—

tung beio Dies rechtfertigt die Auslegung9 daß eine

weitergehende Beeinträchtigung der Wirksamkeit der vor

der Verkündung des AnVNG entrichteten Beiträge nicht be—

absichtigt gewesen ist9 weil sie weder im alten noch im

neuen Recht eine Stütze findet„ Damit sind die bis zur

Verkündung des AnVNG wirksam entrichteten freiwilligen

Beiträge wirksam geblieben; sie behalten ihre Bedeutung

für einen künftigen Rentenanspruch nach Grund und Höhe?

insbesondere auch hinsichtlich der Erfüllung der Harte—

zeitc Dafür spricht auch die Regelung in Art, 2 5 6
Abso 2 An'HG für die nach dem 31_ Dezember 1955 entrich—

teten Selbs„versicherungsbeiträge„ An sich wäre bei ih—

nen zu unterscheiden zwischen den im Jahre 1956 bis zum

Inkrafttreten des Gesetzes (1„ Januar 1957) entrichteten

Beiträgen? die ohne Zweifel wirksam geblieben sind (vgl„

Arts 2 5 5 Absa 2}‚ und den danach noch bis zur Verkün—
dung des Gesetzes (im Januar und Februar 1957) entrich-

teten Beiträgen„ Die letzteren müßten eigentlich infolge

des rückwirkenden Inkrafttretens des AnVNG zum 1; Januar

1957 nachträglich unwirksam geworden seino Diese Folge—

rung zieht das Gesetz aber offenbar nicht; es behandelt

in Art„ 2 @ 5 Abs„ 2 AnVHG die im Jahre 1956 und die im

Januar und Februar 1957 entrichteten Selbstversicherungs—

beiträge gleich9 d„hc es sieht sie alle weiterhin als

wirksam entrichtet an (mit der Möglichkeit der Zurück—

zahlung auf Antrag des Versicherten)„ Aus dieser Rege-

lung für die im Januar und Februar 1957 entrichteten
Selbstversicherungsbeiträge darf man schließen? daß die

im Januar und Februar 1957 entrichteten Weiterversiche—

rungsbeiträge9 wenn sie nach dem bei ihrer Entrichtung

noch geltenden alten Recht wirksam entrichtet bzw„ nach—
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entrichtet waren? gleichfalls wirksam geblieben sind?

auch wenn das Recht zur Weiterversicherung nachträglich

für den Zeitpunkt der Entrichtung entzogen werden ist„

Ob Versicherten‚ die an den in der Zeit vom 1„ Januar

bis 230 Februar 1957 nachentrichteten Beiträgen deshalb

nicht mehr interessiert sind9 weil eine Weiterversiche—

rung ausgeschlossen ist? möglicherweise diese Beiträge

auf Antrag ebenso zu erstatten sind , wie dies in Art, 2
5 5 Abs: 2 AnVNG für die Fälle vorgesehen ist? in denen

nach dem 51„ Dezember 1955 eine Selbstveisicherung begonnen

werden ist, kann dahing estellt bleiben? weil ein 4rstettuuge=

n trag vom Kläger nicht <;estellt worden ists Grur1dsätzc

des Verfassungsrechts werden durch diese Auslegun ng nicht

berührt„ Der Bescheid der Beklagten vom 50; Oktober 1959

ist jedenfalls insoweit ni cht rechtmäßig‚ el

vom Kläger im Januar 1957 entrichteten Bei tr-'ge oeans
det werden sind; inso„eit is t auf die Revision des Klä—

gers der Bescheid auiz uheben
-1

Der Senat sieht damit keinen Anlaß zu der vom Kläger

hili‘sxleise oeantragten Aussetzung des Verfahrens tnd

Jur Einholung einer Entscheidung des BVerfG nach Artz

100 GGG Die Bedenken endeerer Gerichte? die das zvcr■u

in gleichg elngerten Päl en zur Ents cheid uung darüber ann
r\

qerufen haben9 ob die Vorschriften des @ 10 AVG? Art, ;(‚Q

5 5 Absc 1 Satz 1 AnVNG7 soweit sie die Fortführung der

Weitervers ich erung nicht zulassen9 mit dem GG vereinbar

sind‚ hält der Senat nach erneuter Prüfung nicht für be—

gründet„ Hinzu kommt aber auch? daß die Vorlage nach der

Überzeugung des Senats überhaupt nicht „uldssio wu rc„
Dem Begehren des Klägers könnte na‘mlich auch dann nicht

entsprochen werden? wenn Art„ 2 @ 5 Abs- 1 Satz 1 AnVNG

in seinem die Weiterversicherung betreffenden Teil e‚wa

gegen Art„ 5 GG verstieße9 weil er Versicherte? die bis

_10_J
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zum 310 Dezember 1956 von dem Recht zur Weiterversiche—

rung nach 5 21 AVG aF Gebrauch gemacht haben9 günstiger

stellt als Versicherte‚ die dies erst nach diesem Zeit-

punkt getan haben„ ”Das Bundesverfassungsgericht kann‚

wenn der Gesetzgeber unter Verletzung des Art‚ 5 GG

bestimmte Gruppen begünstigt‚ entweder die begünstigende

Vorschrift für nichtig erklären oder feststellen? daß

die Nichtberücksichtigung einzelner Gruppen verfassungs—

widrig ist„ Es darf jedoch die Begünstigung nicht auf

die ausgeschlossenen Gruppen erstrecken, wenn nicht mit

Sicherheit anzunehmen ist, daß der Gesetzgeber bei Be—

achtung des Arte 3 GG eine solche Regelung rctroffen

hätte" (BVerfG 14‚ 508‚ 311/312)„ Wenn Art„ 2 5 5 Absc

1 Satz 1 AnVNG in seinem die Weiterversicherunc regeln—

den Teil nichtig wäre, so würde sich die Nichtigkeit

nicht nur auf die Worte "bis zum Inkrafttreten dieses

Gesetzes” beschränken; da die Vorschrift am 1. Januar

1957 in Kraft getreten ist und durch die Worte "Ge—

brauch gemacht hat" sowie durch die Anknüpfung an eine

Vorschrift alten Rechts (@ 21 AVG) auf einen vor dem
1„ Januar 1957 liegenden Tag verweist9 könnte die Nich—

tigkeit nur die Übergangsregelung insgesamt ergreifen;

dann würde es aber an einer Übergangsregelung für Ver-

sicherte‚ die nach altem Recht zur Weiterversicherung

berechtigt gewesen sind‚ die Vorschriften des neuen
Rechts (@ 10 AVG) jedoch nicht erfüllen? überhaupt
fehlen„' Das Recht des Klägers zur Weiterversicherung

würde entfallen, weil er im Zeitpunkt der Beitragsent-
_

richtung die Voraussetzungen des 5 10 AVG nicht erfüllt.

Dem Begehren des Klägers könnte nur dann entsprochen

werden, wenn das Gesetz eine andere Übergangsregelung

getroffen hätte; sie hätte etwa darin bestehen können,

daß anstelle der Worte "bis zum Inkrafttreten des AnVNG"

die Worte “bis zum 28c Februar 1957" in den Tatbestand

aufgenommen worden wären (vgl° hierzu Art„ 2 % 41 Satz

..20-
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r

2 AnVNG idF des RVÄndG); der Gesetzgeber hätte aber auch

einen anderen Stichtag wählen oder er hätte — wie dies in

5 16 des Regierungsentwurfs vorgesehen gewesen ist (vgl.

der Versicherung allen Versicherten einräumen könnenv sie

bis zum Inkrafttreten des AnVNG "zur Weiterversieherung

berechtigt" gewesen sind„ In die Entschließungsfreihe3t.

die der Gesetzgeber ins weit zu beanspruchen hat? k01■uc

das BVerfG nicht eingreifen„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SG”„
.

’ \
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